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Gewalt und Prävention – Presseerklärung zur Lage an den Schulen in Stadt und Kreis Offenbach
Das Offenbacher Schulamt hat öffentlich erklärt, dass ihm keine Fälle von körperlicher Gewalt gegen Lehrkräfte und keine Gewaltfilme auf Schülerhandys an Schulen im Schulamtsbezirk bekannt sind (vgl. Offenbach-Post vom 1.4.06). Dazu nimmt der Gesamtpersonalrat beim Staatlichen Schulamt, der rund 3500 Lehrerinnen und Lehrer an 126 Schulen in Stadt und Kreis Offenbach vertritt, wie folgt Stellung:
· Dem Gesamtpersonalrat sind mehrfach Gewaltprobleme an Schulen berichtet worden, mit körperlichen Übergriffen gegen Schülerinnen und Schüler und Lehrkräfte, auch mit Waffeneinsatz. Diese waren auch Gegenstand von Anfragen an das Schulamt.

· Gewaltvideos auf Handys wurden an mehreren Offenbacher Schulen beschlagnahmt, dabei wurde auch die Polizei einbezogen. Aufsehen erregte ein Video, das die Enthauptung eines Mannes mit einer Säge zeigt und nach Aussage der Polizei einen realen Vorfall im Kosovo-Krieg zeigt.

Der Gesamtpersonalrat fordert das Staatliche Schulamt auf, die Probleme in seinem Bereich auch in der Öffentlichkeit zu benennen und nicht zu verschleiern. Die Tatsache z. B., dass 24 % der Hauptschüler in der Stadt Offenbach die Schule ohne Abschluss verlassen, gibt Anlass zur Besorgnis (Zahlen bezogen auf das Schuljahr 2003/2004).
Lehrkräfte entwickeln vielfältige Konzepte zur Gewaltprävention und zum sozialen Lernen, es fehlt jedoch an ausreichender Unterstützung, vor allem von Seiten des Hessischen Kultusministeriums.

· Im Schulamtsbereich sind seit heute nur noch 3 Schulpsychologen, z. T. auf Teilzeitstellen, für etwa 40.000 Schülerinnen und Schüler zuständig.

· Schulsozialarbeiterstellen gibt es nur an wenigen Schulen.

· Lehrerstellen für Förder- und Trainingsprogramme fehlen ebenso wie Stunden für soziales Lernen und Klassenlehrerstunden.

Stattdessen wird die Belastung ständig weiter erhöht.

· Starre Lehrpläne und zentrale Prüfungen schränken die Möglichkeiten für die Bearbeitung von Konflikten im Unterricht, für soziales und für ganzheitliches Lernen weitgehend ein. Der Druck zunehmender und viel zu früh beginnender Auslese verschlechtert das Klima in vielen Klassen.

· Die Klassengrößen steigen, und die Arbeitszeit der Lehrkräfte wird weiter erhöht, u.a. durch zusätzliche bürokratische Aufgaben von immensem Umfang.

· Umfangreiche Förderpläne müssen erstellt werden, ohne dass zusätzliche Stellen zur Durchführung der Fördermaßnahmen zur Verfügung gestellt werden.
· Gut funktionierende kleine Schulen werden aufgelöst und unübersichtlichen großen Systemen einverleibt, um Stellen zu sparen – u.a. die der Schulleitungen.

· Mit der sogenannten „Unterrichtsgarantie plus“ droht die massenhafte Einstellung nicht qualifizierten Personals. Zudem sollen die Verträge mit so kurzen Laufzeiten abgeschlossen werden, dass der Aufbau eines persönlichen Bezugs zu den Schülerinnen und Schülern ausgeschlossen ist.

Das Kultusministerium sollte wissen, dass gerade in schwierigen Klassen Beziehungsarbeit vordringlich ist und die Lehrtätigkeit mehr denn je eine gute Ausbildung erfordert. Ohne die notwendigen Mittel ist eine Verbesserung der prekären Lage vieler Schulen in Stadt und Kreis Offenbach nicht möglich.
Einstimmig verabschiedet am 5.4.2006

